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1 Energiepreispauschale - EPP 

Um Härten aufgrund der stark gestiegenen 

Energiekosten abzufedern, hat der Gesetzgeber 

für das Kalenderjahr 2022 eine Energiepreis-

pauschale von einmalig 300€ eingeführt. Nach-

folgend geben wir Ihnen einen Überblick über 

die Neuregelung. 

Wer hat einen Anspruch auf Auszahlung der 

EEP ? 

Um die EPP in Anspruch nehmen zu können, 

muss der Empfänger während des Kalenderjah-

res (ggf. auch nur für einen Teil des Jahres) Ein-

künfte aus einer der folgenden Einkunftsarten 

erzielen: 

• Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

• Einkünfte aus Gewerbebetrieb 

• Einkünfte aus selbständiger Arbeit 

• Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit  

Ein Rentner ohne einen der obigen Ein-

künftebezüge scheidet daher als Empfänger 

aus, nicht jedoch, wenn dieser z.B. im Rahmen 

eines Minijobs tätig wird oder gewerbliche Ein-

künfte aus einer PV-Anlage bezieht (Achtung: 

Gilt wiederum nicht für Liebhaberei-PV-Anla-

gen!) 

Wie erfolgt die Auszahlung? 

Für die Auszahlung der EPP hat sich der Gesetz-

geber ein zweigeteiltes System einfallen lassen: 

• Arbeitnehmer erhalten die EPP von ihrem 

Arbeitgeber ausgezahlt (Siehe unten), 

• alle anderen Anspruchsberechtigten erhal-

ten die EPP entweder durch die Minderung 

ihrer Einkommensteuervorauszahlung für 

den 10.09.2022 um 300€ oder (in Fällen 

ohne Einkommensteuervorauszahlungen) 

im Rahmen der Einkommensteuerveranla-

gung für das Jahr 2022. Die 300€ werden 

dann von der festgesetzten Einkommens-

teuer abgezogen. Ist die festgesetzte EPP 

höher als die festgesetzte Einkommens-

teuer, kommt es zu einer Erstattung des 

übersteigenden Betrags an den Anspruchs-

berechtigten. 

Auszahlung an Arbeitnehmer durch Arbeitge-

ber 

Anspruchsberechtigte Arbeitnehmer erhalten 

die EPP vom Arbeitgeber ausgezahlt, wenn sie 

am 1. September 2022 

• in einem gegenwärtigen ersten Dienstver-

hältnis stehen und  

• in eine der Steuerklassen I bis V eingereiht 

sind oder 

• im Rahmen einer geringfügigen Beschäfti-

gung nach § 40a Absatz 2 EstG pauschal be-

steuerten Arbeitslohn beziehen  

(„Minijobber“) 

Als gegenwärtiges Dienstverhältnis gilt hierbei 

auch ein Ausbildungsverhältnis oder ein Ver-

trag als sog. “Werkstudent“. auch Mitarbeiter, 

die Lohnersatzleistungen (z.B. Mutterschafs-

geld, Elterngeld) beziehen werden erfasst. Ehe-

gatten-Arbeitsverträge bzw. Verträge mit na-

hen Angehörigen werden ebenfalls anerkannt, 

es sei denn diese werden nur im Rahmen eines 

„Gefälligkeitsverhältnisses“ abgeschlossen, um 

die EPP zu erhalten. 

Hinweis: Anspruchsberechtigte Minijobber 

müssen dem Arbeitgeber schriftlich bestätigen, 

dass es sich um das erste Dienstverhältnis han-

delt. Liegt dem Arbeitgeber eine solche Be-

scheinigung nicht vor, darf er die EPP nicht aus-

zahlen! Macht der Arbeitnehmer falsche Anga-

ben, greifen Straf- und Bußgeldvorschriften. 

Ablauf der Auszahlung durch Arbeitgeber 

Die Arbeitgeber müssen die EPP im September 

2022 auszahlen. 

• Arbeitgeber, die vierteljährliche Lohnsteuer-

anmeldungen abgeben, können die EPP im 

Oktober 2022 auszahlen 

• -Arbeitgeber mit jährlicher Lohnsteueran-

meldung können auf die Auszahlung an die 

Mitarbeiter ganz verzichten. In diesem Fall 

erhalten die anspruchsberechtigten 
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Mitarbeiter die EPP über die Einkommen-

steuerveranlagung. 

 

2 Kinderbonus 

Der Gesetzgeber hat einen Kinderbonus i.H.v. 

100€ je Kind beschlossen. Dieser wird zusätz-

lich zum Kindergeld ausbezahlt. Die Auszah-

lung soll zeitnah zu den Auszahlungsterminen 

des Kindergelds für den Monat Juli 2022 erfol-

gen. Der Kinderbonus 2022 wird automatisch 

von der zuständigen Familienkasse ausgezahlt. 

 

3 Anhebung Grundfreibetrag und Arbeit-

 nehmer-Pauschbetrag 

Der Grundfreibetrag wurde rückwirkend zum 

01.01.2022 um 363 € auf nunmehr 10.347 € 

angehoben. Ebenfalls rückwirkend zum Jahres-

anfang wurde der Arbeitnehmer-Pauschbetrag 

um 200 € auf nun 1.200 € angehoben. 

Aufgrund der rückwirkenden Erhöhung der ge-

nannten Beträge ist bei Arbeitnehmern der 

Lohnsteuerabzug für die Monate Januar bis Juni 

zu deren Gunsten zu korrigieren. Dies erfolgt 

i.d.R. durch den Arbeitgeber im Rahmen der 

Lohnabrechnung für den Juli 2022.  

 

4  Anhebung der Entfernungspauschale

 vorgezogen 

Die Entfernungspauschale ab dem 21. Entfer-

nungskilometer wurde rückwirkend zum 

01.01.2022 um 0,03 € von bisher 0,35 € auf 

nunmehr 0,38 € angehoben. Damit wurde eine 

eigentlich erst für 2024 vorgesehene Erhöhung 

wegen der gestiegenen Energiepreise vorgezo-

gen. An der ohnehin geplanten Befristung der 

Maßnahme bis zum Ende 2026 hat der Gesetz-

geber aber festgehalten. Somit wurde nunmehr 

also für die Veranlagungszeiträume 2022 bis 

2026 die Entfernungspauschale ab dem 21. 

Entfernungskilometer auf 0,38 € erhöht. 

 

5  Zinsanpassungsgesetz 

Das Bundesverfassungsgericht hat im Sommer 

2021 den steuerlichen Zinssatz von 6% für 

Nachzahlungs- und Erstattungszinsen für Ver-

zinsungszeiträume ab dem 01.01.2019 für ver-

fassungswidrig erklärt. Der Gesetzgeber wurde 

zu einer verfassungskonformen (rückwirken-

den) Neuregelung bis zum 31.07.2022 aufge-

fordert. Steuerbescheide, die Verzinsungszeit-

räume ab dem 01.01.2019 betrafen, ergingen 

bis zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

zwar mit Zinsfestsetzung. Die Zinsfestsetzung 

war jedoch nur vorläufig. Seit dem Bundesver-

fassungsgerichtsurteil ergingen derartige Steu-

erbescheide dann zwar weiterhin vorläufig, al-

lerdings ohne Zinsfestsetzung. 

Mittlerweile hat der Gesetzgeber reagiert und 

das sog. „Zinsanpassungsgesetz“ auf den Weg 

gebracht. Dieses tritt voraussichtlich noch im 

Juli 2022 in Kraft und wird den Zinssatz für die 

betroffenen Verzinsungszeiträume auf 1,8% 

senken. 

Für die o.g. Bescheide bedeutet das je nach-

dem, ob bisher eine vorläufige Zinsfestsetzung 

vorgenommen wurde oder nicht, Folgendes:  

• Bisher vorläufig ohne Zinsfestsetzung: Es 

werden Zinsen i.H.v. 1,8% beim Steuer-

pflichtigen nachgefordert. 

• Bisher vorläufig mit Zinsfestsetzung: Es wer-

den die zu viel gezahlten Zinsen i.H.v. 4,2% 

(= 6,0% abzgl. 1,8%) zurückerstattet. 

Die Absenkung des Zinssatzes soll in den Fällen 

mit vorläufiger Zinsfestsetzung nur zugunsten 

der Steuerpflichtigen wirken. D.h. bisher ausge-

zahlte Erstattungszinsen brauchen nicht zu-

rückgezahlt werden. Hier bleibt die Zinsfestset-

zung mit 6% aus Vertrauensschutzgründen un-

verändert bestehen.  

In Erstattungsfällen ohne vorläufige Zinsfestset-

zung wurden noch keine Erstattungszinsen aus-

gezahlt. Hier greift der Vertrauensschutz nicht. 

Der Zinssatz sinkt auf 1,8%. 
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6  Kein Abzug von Kosten für  
 „bürgerliche“ Kleidung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, 

dass ein steuerlicher Abzug für bürgerliche Klei-

dung ausgeschlossen ist, auch wenn diese aus-

schließlich bei der Berufsausübung getragen 

wird.  

 

7 Änderung des Nachweisgesetzes  

 (NachwG) – Was Arbeitgeber ab dem  

 01.08.2022 beachten müssen 

Schon bisher musste der Arbeitgeber nach dem 

NachwG die wichtigsten Bedingungen des Ar-

beitsvertrags (Beginn des Arbeitsverhältnisses, 

Arbeitsort, Befristung; Urlaubsumfang, Kündi-

gung etc.) schriftlich niederlegen und dem Ar-

beitnehmer spätestens einen Monat nach sei-

ner Einstellung aushändigen. 

 
Erweiterung des Katalogs der wichtigen Bedin-

gungen 

Der Gesetzgeber hat nun zum 01. August 2022 

diese Vorgaben deutlich ausgeweitet. Nach 

dem neuen NachwG sind nun insbesondere 

aufzuzeichnen:  

• Das Ende des Arbeitsverhältnisses bei Befris-

tung und die Dauer der Probezeit; 

• Der vom Arbeitnehmer bestimmbare Ar-

beitsort; 

• Die Zusammensetzung und die Höhe des Ar-

beitsentgelts einschließlich der Vergütung 

von Überstunden, der Zuschläge, der Zula-

gen, Prämien und Sonderzahlungen sowie 

anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts, 

die jeweils getrennt anzugeben sind und de-

ren Fälligkeit, sowie die Art der Auszahlung; 

• Die vereinbarte Arbeitszeit, vereinbarte Ru-

hepausen und Ruhezeiten sowie bei verein-

barter Schichtarbeit das Schichtsystem, der 

Schichtrhythmus und die Voraussetzungen 

für Schichtänderungen; 

• Sofern vereinbart, die Möglichkeit der An-

ordnung von Überstunden und deren An-

ordnungsvoraussetzungen 

• Der etwaige Anspruch auf vom Arbeitgeber 

bereitgestellte Fortbildung; 

• Wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 

eine betriebliche Altersversorgung über ei-

nen Versorgungsträger zusagt, der Name 

und die Anschrift dieses Versorgungsträ-

gers; die Nachweispflicht entfällt, wenn der 

Versorgungsträger zu dieser Information 

verpflichtet ist; 

• Das bei der Kündigung des Arbeitsverhält-

nisses vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

einzuhaltende Verfahren und die Fristen für 

die Kündigung des Arbeitsverhältnisses so-

wie die Frist zur Erhebung einer Kündi-

gungsschutzklage 

Für welche Arbeitsverhältnisse gelten die  Neu-

regelungen? 

Die neuen Nachweispflichten gelten für alle 

Neueinstellungen ab dem 01. August 2022. 

Anders als bisher muss der Arbeitgeber aber be-

reits am ersten Arbeitstag dem Arbeitnehmer 

die Niederschrift mit den Informationen über 

den Namen und die Anschrift der Vertragspar-

teien, das Arbeitsentgelt und seine Zusammen-

setzung, sowie über die Arbeitszeit vorlegen. 

Die weiteren Nachweise müssen spätestens in-

nerhalb von sieben Kalendertagen nachge-

reicht werden. 

 

8  Inflationsausgleichsgesetz in Planung! 

Die Bundesregierung plant, die inflationsbe-

dingten steuerlichen Mehrbelastungen abzufe-

dern. Gleichzeitig soll der Verwaltungsaufwand 

für eine Vielzahl von Bürgern verringert wer-

den. Das Finanzministerium hat zu diesem 

Zweck erste Eckpunkte für ein Inflationsaus-

gleichsgesetz veröffentlicht. Im Einzelnen sind 

folgende Maßnahmen vorgesehen: 

• Höherer Grundfreibetrag: Für 2023 ist eine 

Anhebung um 285 € und für 2024 ist eine 
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weitere Anhebung um 300 Euro auf dann 

10.932 Euro vorgesehen 

• Kalte Progression ausgleichen: Der individu-

elle Steuersatz hängt von der Höhe des je-

weiligen Einkommens ab. Je höher das Ein-

kommen ist, desto höher ist der Steuersatz. 

Ab 2023 soll der einkommensabhängige 

Anstieg des Steuersatzes nun leicht abgemil-

dert werden. Als Folge soll beispielsweise 

der Spitzensteuersatz ab 2023 erst bei ei-

nem zu versteuernden Einkommen von 

61.972 € statt wie bisher ab 58.597 € grei-

fen. 2024 soll er ab 63.515 € beginnen. Für 

Bürger mit besonders hohem Einkommen 

(ab 277.836 €) sollen die Entlastungen beim 

Steuersatz ausdrücklich nicht greifen. 

• Unterstützung von Familien: Der Kinderfrei-

betrag soll schrittweise erhöht werden, bis 

er 2024 bei 2.994 € je Elternteil liegt (bisher 

2.730 €). Auch das Kindergeld für das erste, 

zweit und dritte Kind soll bis 2024 schritt-

weise auf 233 € je Kind (bisher 219 €) ange-

hoben werden. Erst ab dem vierten Kind soll 

das Kindergeld dann 250 € betragen (bisher 

ebenfalls 250 €). 

• Anhebung des Unterhalthöchstbetrags: Der 

Unterhalthöchstbetrag soll schon für 2022 

rückwirkend von 9.984 € auf 10.347 € an-

gehoben werden. So können mehr Kosten, 

die etwa für Berufsausbildung oder Unter-

halt für eine unterhaltberechtigte Person an-

fallen, steuerlich geltend gemacht werden.  

Das Bundesfinanzministerium hat bereits da-

rauf hingewiesen, dass im Rahmen des parla-

mentarischen Verfahrens durchaus noch Ände-

rungen an dem Gesetzesentwurf möglich sind. 

Die weitere Entwicklung ist hier abzuwarten. 

Festzuhalten bleibt aber, dass erste Schritte 

zum Ausgleich von inflationsbedingten steuer-

lichen Mehrbelastungen auf den Weg gebracht 

wurden. 

 

9  Brennholzentnahmen bei land- und  

 forstwirtschaftlichen Betrieben 

Kürzlich hat sich die bayerische Finanzverwal-

tung zur Bewertung von Brennholzentnahmen 

von Land- und Forstwirten umfangreich geäu-

ßert. Demnach gelten folgende Grundsätze: 

Wurde überhaupt Brennholz entnommen? 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung ent-

spricht es der allgemeinen Lebenserfahrung, 

dass ein Waldbesitzer geschlagenes Holz auch 

für private Zwecke verwendet. Der Steuer-

pflichtige kann jedoch den Gegenbeweis antre-

ten. In Frage kommen hier z.B. folgende Fälle: 

• Der Steuerpflichtige hat nachweislich keine 

Möglichkeit, mit Holz zu heizen. 

• Nachweislicher Einkauf des Brennholzes von 

Dritten (z.B. durch entsprechende Rechnun-

gen) 

Bewertung des entnommenen Brennholzes 

Für die Bewertung des entnommenen Brenn-

holzes ist von entscheidender Bedeutung, 

wann der Willensentschluss zur Entnahme ge-

fasst wurde. Hierfür kommen zwei unterschied-

liche Zeitpunkt in Frage: 

• vor Fällung des Baumes (= Ausnahmefall lt. 

Finanzverwaltung)  

• nach Aufarbeitung des Holzes (= Regelfall lt. 

Finanzverwaltung) 

Im erstgenannten Fall wird das Holz „auf den 

Stamm“ entnommen. Es ist daher nur das „ste-

hende Holz“ zu bewerten. Alle nachgelagerten 

Tätigkeiten (Fällen, Rücken, Transport, Spalten, 

Sägen) fallen in den privaten Bereich des Steu-

erpflichtigen. Werden hierfür Wirtschaftsgüter 

des Betriebsvermögens verwendet (z.B. Motor-

säge, Traktor), so ist hierfür zusätzlich eine ent-

sprechende Nutzungsentnahme anzusetzen. 

 
Im zweitgenannten Fall, wenn der Entnahme-

zeitpunkt also erst nach Aufarbeitung des Hol-

zes liegt, wird dagegen das „ofenfertige Brenn-

holz“ entnommen. Zur Bewertung des 
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„ofenfertigen Brennholzes“ gibt die Finanzver-

waltung folgende Vorgehensweise vor. 

 
Sofern keine entsprechenden Informationen 

über Verkaufspreise vorliegen, können pau-

schale Werte für Brennholzpreise verwendet 

werden. Diese hat die Finanzverwaltung in ei-

ner tabellarischen Übersicht beigefügt. Die dort 

genannten Preise gelten so lange fort, bis mit-

tels Verfügung neue Preise bekannt gegeben 

werden. 

Holzmengenverbrauch 

Sofern der Steuerpflichtige keine Einzelauf-

zeichnungen über die privat verwendete Holz-

menge führt, geht die Finanzverwaltung von 

pauschalen Verbrauchsmengen aus. Bei einer 

Haushaltsgröße von 4 Personen wird beispiels-

weise von 0,1129 Raummeter bzw. Ster pro 

Quadratmeter beheizter Wohnfläche ausge-

gangen. 

Sofern der Steuerpflichtige lediglich über einen 

Kaminofen, Beistellherd etc. verfügt, bestehen 

keine Bedenken, wenn von einem jährlichen 

Holzverbrauch von 2 Ster ausgegangen wird. 

Wichtiger Hinweis für „kleinere“ Forstwirte: 

„Kleineren“ Forstwirten (< 50 Hektar) steht es 

frei, den Gewinn aus Holznutzungen pauschal 

zu ermitteln. Dabei können bei Verwertung des 

„eingeschlagenen Holzes“ 55% der Einnahmen 

als pauschale Betriebsausgaben abgezogen 

werden. Wird das Holz „auf den Stamm“ ver-

kauft, betragen die pauschalen Betriebsausga-

ben 20% der Einnahmen. 

Im Zusammenhang mit der Bewertung der pri-

vaten Brennholzentnahmen lässt es die Finanz-

verwaltung zu, dass hier dieselben pauschalen 

Betriebsausgaben abgezogen werden (→ „auf 

den Stamm“ = 20%; „ofenfertiges Brennholz“ 

= 55%). 

 


